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Beteiligung gem. § 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB 

 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Beteiligung gem. § 13a Abs. 3 Nr. 3 
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB nachfolgende Bürger eine Stellungnahme abgeben haben, über die zu ent-
scheiden ist. 
 
A 1.01 Öffentlichkeit  
Hier: Schreiben vom 08.09.2018 
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Beschlussentwurf zu A 1.01 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.09.2018 eingegangene Stellungnahme A 
1.01 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die geplante hinzutretende Wohnbebauung ersetzt einen bisher gewerblich genutzten Bereich, indem die ge-
werblichen Gebäude grenzständig zur östlich angrenzenden Wohnbebauung errichtet wurden.  
 
Die geplante Gebäudehöhe von drei Vollgeschossen mit zurückgesetztem Staffeldachgeschoss ist im Vergleich 
zur Umgebungsbebauung (hier 2-geschossige Bebauung mit Spitzdach) städtebaulich verträglich. In einem bau-
lich genutzten Umfeld muss immer damit gerechnet werden, dass Nachbargrundstücke innerhalb des möglichen 
Rahmens, welches das Bauplanungs- und das Bauordnungsrecht vorgibt, baulich ausgenutzt oder umgenutzt 
werden. 
 
Ein Nachbar muss Einblicke in sein Grundstück prinzipiell hinnehmen, wenn das Grundstück nebenan innerhalb 
des Rahmens baulich ausgenutzt wird, den das Bauplanungs- und das Bauordnungsrecht (insbesondere das 
Abstandsflächenrecht) vorgeben und wo die Einsicht in einem bebauten Gebiet üblich ist. Im Zuge des Bauleit-
planverfahrens wurden Festsetzungen getroffen, die die Einsicht auf die angrenzenden Grundstücke einschrän-
ken. Aufgrund der im Bebauungsplan festgesetzten Höhenlage werden Geländeerhöhungen zu den angrenzen-
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den Nachbargrenzen bis zu 1,0 m zugelassen. Diese Festsetzung bewirkt eine gewisse Einfriedungs- und Sicht-
schutzwirkung für die angrenzenden Gartenflächen. Zusätzlich werden an den Grenzen flächenhafte Pflanzgebo-
te (pfg1) festgesetzt. Innerhalb dieser festgesetzten flächenhaften Pflanzgebotsflächen sind Hecken anzupflan-
zen, die zu einer weiteren Reduzierung der Sichtbeziehungen beitragen. Die Höhe der Hecken ist auf maximal 
1,0 m beschränkt. 
 
Unter Berücksichtigung der gesetzlich vorgeschriebenen Abstandsflächen gemäß BauO NRW sind keine Konflik-
te zu erwarten. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden gewahrt. Im Weiteren ist das Gebot der gegen-
seitigen Rücksichtnahme zu beachten. 
 
Die Aufführungen zum Abriss der Mauer / grenzständiges Gebäude werden zur Kenntnis genommen. Hierzu 
werden vor Beginn der Abbrucharbeiten Gespräche mit den Anliegern geführt.  
 
Bei Abbrüchen lässt sich Staub nicht immer völlig vermeiden. Es ist jedoch Pflicht, Emissionen schon während 
der Entstehung zu verhindern oder zu reduzieren. In erster Linie trägt der Bauherr als Betreiber der Baustelle die 
Verantwortung über Staubemissionen, die von laufenden Bauarbeiten ausgehen. Er muss noch während die 
Arbeiten durchgeführt werden, geeignete Maßnahmen der Staubvermeidung oder -reduzierung ergreifen. Das 
ergibt sich aus der in der § 22 Abs. 1 BImSchG (Bundesimmissionsschutzgesetz) geregelten Pflicht zur Immissi-
onsverhinderung beziehungsweise Immissionsreduzierung. Entsprechende Maßnahmen werden zudem im Ab-
bruch- und Entsorgungskonzept definiert.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die mit Schreiben vom 08.09.2018 eingegangene Stel-
lungnahme A 1.01 zur geplanten Höhenentwicklung der Neubebauung wird zurückgewiesen. Der Anre-
gung nach Einzäunung bzw. Sichtschutz wird durch einen Höhenversatz und ein Pflanzgebot Rechnung 
getragen. Die Anregungen bezüglich der Abbrucharbeiten werden berücksichtigt.  
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A 1.02 Öffentlichkeit  
Hier: Schreiben vom 10.09.2018 

 
 
Beschlussentwurf zu A 1.02 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.09.2018 eingegangene Stellungnahme A 
1.02 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die geplante Wohnbebauung ist zwar im betroffenen Bereich ein Geschoss höher als die Bestandsbebauung, 
aber von der Gesamthöhe nicht wesentlich höher als die Bestandsbebauung mit Spitzdach, da Gebäude mit 
Flachdächern geplant sind. Die angestrebte städtebauliche Dichte in Form längerer Baufenster im südlichen 
Plangebiet unterstreicht die unmittelbare Nähe zur Innenstadt und zum Bahnhof der Stadt Rheinbach. Die Bau-
fenster im nördlichen Plangebiet sind dagegen unterteilt und nehmen den Charakter des kleinteiligeren Wohnge-
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biets nördlich der Innenstadt auf. Mit der geplanten Abstufung in der Bebauung wird so der Übergang von der 
dichteren Kernstadt zur kleinteiligeren Bebauung aufgenommen und städtebaulich weiterverfolgt. 
 
Eine von den Einwendern befürchtete Wertminderung ihrer Grundstücke ist für sich genommen kein Maßstab für 
die Zulässigkeit eines Vorhabens. Einen allgemeinen Rechtssatz, dass der Einzelne einen Anspruch darauf hat, 
vor jeglicher Wertminderung bewahrt zu werden, gibt es nicht (vgl. BVerwG, B.v. 13.11.1997 - 4 B 195/97 - 
NVwZ-RR 1998, 540) oder anders ausgedrückt: Die durch eine Nachbarbebauung bewirkte Wertminderung eines 
Grundstücks vermittelt dessen Eigentümer nur dann einen Abwehranspruch gegenüber dem Nachbarvorhaben, 
wenn die Wertminderung die Folge einer Verletzung des Rücksichtnahmegebots oder einer anderen nachbar-
schützenden Norm ist. Der Bayerische Verwaltungsgerichtshof führt im Beschluss vom 14. Juni 2013, 15 ZB 
13,612, dazu u.a. folgendes aus: „Die Abhängigkeit, in der Grundstücke zu der sie umgebenden städtebaulichen 
Situation stehen, schließt ein, dass die Grundstückswerte von dieser Situation beeinflusst werden und dass des-
halb auch ungünstige Einflüsse, die auf Änderungen der Umgebung beruhen, grundsätzlich hingenommen wer-
den müssen, auf die objektiv-rechtliche Zulässigkeit des Vorhabens kommt es daher nicht an“. Vorliegend ist 
aufgrund der gewerblichen Vornutzung eine Wertminderung nicht erkennbar, da für den Baublock insgesamt eine 
architektonische Aufwertung erfolgt.   
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die mit Schreiben vom 10.09.2018 eingegangene Stel-
lungnahme A 1.02 zur geplanten Länge und Höhe der Neubebauung wird zurückgewiesen. 
  

Seite 7 von 66 
 

Anlage 07



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramiker-
straße und Aachener Straße 
 
 
A 1.03 Öffentlichkeit  
Hier: Schreiben vom 05.09.2018 
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Beschlussentwurf A 1.03 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.09.2018 eingegangene Stellungnahme A 
1.03 wie folgt zu entscheiden: 
 
Schattenwurf, Wertminderung 
Die geplante Wohnbebauung ist zwar ein Geschoss höher als die Bestandsbebauung im betroffenen Bereich, 
aber von der Gesamthöhe nicht wesentlich höher als die Bestandsbebauung mit Spitzdach, da Gebäude mit 
Flachdächern geplant sind. Ein Verschieben der Häuserblöcke ist nicht zu realisieren, die Gebäude – hier speziell 
im südlichen Teil des Plangebiets, innerhalb des ehemaligen Majolika-Areals – befinden sich bereits größtenteils 
am unteren Ende der maximal zulässigen Abstandsfläche. Zu erwähnen sind hier die drei Meter Abstand zu den 
öffentlichen Verkehrsflächen und der geplante Quartiersplatz am U-förmigen Gebäude, in dessen Innerem zu-
sätzlich die Balkone untergebracht werden müssen. Es wurde bereits darauf geachtet, die Abstandsflächen mög-
lichst zur Bestandsbebauung westlich und östlich der II-III Geschossigen Bebauung zu maximieren. 
 
Eine von den Einwendern befürchtete Wertminderung ihrer Grundstücke ist für sich genommen kein Maßstab für 
die Zulässigkeit eines Vorhabens. In einem innerstädtischen Wohngebiet ist es zudem hinnehmbar, dass es 
durch rechtskonforme Bauvorhaben zu einer gewissen Verschattung des eigenen Grundstücks beziehungsweise 
von Wohnräumen kommt. Einen allgemeinen Rechtssatz des Inhalts, dass der Einzelne einen Anspruch darauf 
hat, vor jeglicher Wertminderung bewahrt zu werden, gibt es nicht (vgl. BVerwG, B.v. 13.11.1997 - 4 B 195/97 - 
NVwZ-RR 1998, 540) oder anders ausgedrückt: Die durch eine Nachbarbebauung bewirkte Wertminderung eines 
Grundstücks vermittelt dessen Eigentümer nur dann einen Abwehranspruch gegenüber dem Nachbarvorhaben, 
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wenn die Wertminderung die Folge einer Verletzung des Rücksichtnahmegebots oder einer anderen nachbar-
schützenden Norm ist. Vorliegend ist aufgrund der gewerblichen Vornutzung eine Wertminderung nicht erkenn-
bar, da für den Baublock insgesamt eine architektonische Aufwertung erfolgt.   
 
Parksituation 
Die „Musterstellplatzsatzung NRW“ empfiehlt für Mehrfamilienhäuser – ohne Berücksichtigung der ÖPNV-
Erschließung - 0,9-1,5 Stellplätze / 100 m² BGF. Als Ausgangsbasis wird im vorliegenden Mobilitätskonzept ein 
mittlerer Wert von 1,2 Pkw-Stellplätze / 100 m² BGF angenommen. Dies entspricht für das Plangebiet etwa 1,0 
Pkw-Stellplätze / Wohneinheit. Die „Musterstellplatzsatzung NRW“ unterscheidet zudem hinsichtlich der ÖPNV-
Erschließung zwischen sehr guter Erschließung, guter Erschließung und einfacher Erschließung mit den entspre-
chenden Abschlagsbandbreiten. Aufgrund des vielfältigen ÖPNV-Angebotes in unmittelbarer Nähe zum Pla-
nungsstandort kann an dieser Stelle mindestens von einer guten bis sehr guten ÖPNV- Erschließung ausgegan-
gen werden. Gutachterlich wird hier ein Abschlag von 35% für die ÖPNV-Erschließung vorgeschlagen. Dies ent-
spricht einem oberen Wert einer guten und einem unteren Wert einer sehr guten Erschließung. Somit ergibt sich 
unter Berücksichtigung der bestehenden ÖPNV-Erschließung, Maßnahmen zum Radverkehr und Carsharing ein 
Stellplatzschlüssel von 0,72 Stellplätze / 100 m² Bruttogeschossfläche. Vorliegend wird dennoch je geplanter 
Wohneinheit ein Tiefgaragenstellplatz vorgesehen, so dass Beeinträchtigungen des umliegenden Straßennetzes 
durch parkende Fahrzeuge nicht erwartet werden.  
 
Verkehrssituation 
Die Leistungsfähigkeit der Verkehrsströme der Nebenrichtungen Keramiker Straße und Raiffeisenstraße wird von 
dem südlich der Einmündung gelegenen Bahnübergang an der Aachener Straße beeinflusst. Dadurch wird dem 
Verkehrsteilnehmer – wenn er an der Schranke steht – oft das Gefühl vermittelt, dass es zu unzumutbaren Ver-
kehrsbehinderungen kommt. Im Verkehrsgutachten wurde anhand der geltenden Richtlinien (HBS 20159) nach-
gewiesen, dass am Knotenpunkt Aachener Straße / Keramikerstraße die Zusatzverkehre – unter Berücksichti-
gung der Einflussnahme des südlich gelegenen Bahnübergangs an der Aachener Straße – in der Morgenspitze in 
sehr guter Qualität abwickelbar sind. In der Nachmittagsspitze ist dies in ausreichender Qualität möglich. 
 
Beteiligung 
Der Öffentlichkeit wird im Rahmen der Offenlage nochmals Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Diese wird 
im Amtlichen Mitteilungsblatt “kultur und gewerbe“ der Stadt Rheinbach bekanntgegeben.  
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die mit Schreiben vom 05.09.2018 eingegangene Stel-
lungnahme A 1.03 zur geplanten Höhe der Neubebauung und der Verschiebung der Baufenster wird zu-
rückgewiesen. Die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
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A 1.04 Öffentlichkeit  
Hier: Schreiben vom  06.09.2018 
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Beschlussentwurf zu A 1.04 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.09.2018 eingegangene Stellungnahme A 
1.04 wie folgt zu entscheiden: 
 
 
Ausgangsbasis der Bewertung für den Stellplatzbedarf ist das vorliegende Mobilitätskonzept in dem ein mittlerer 
Wert von 1,2 Pkw-Stellplätzen / 100 m² BFG angenommen wird. Für die voraussichtlich entstehenden Woh-
nungsgrößen im Plangebiet würde dies etwa 1,0 Pkw-Stellplätzen / Wohneinheit entsprechen. Ein Tiefgaragen-
stellplatz je geplanter Wohneinheit kann im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Dieser ist im anschließen-
den Bauantrag allerdings vorzuweisen, so dass Beeinträchtigungen des umliegenden Straßennetzes durch par-
kende Fahrzeuge der dortigen Anwohner nicht, bzw. nicht im größeren Umfang zu erwarten sind. Der Anregung 
nach einem Kfz-Stellplatz pro Wohneinheit wird Rechnung getragen. 
 
Die in der Informationsveranstaltung getätigte Aussage, dass in der Anlage außerhalb der Tiefgaragen Parkplät-
ze ausschließlich für Besucher geplant werden, ist entweder im Kontext verfälscht aufgenommen worden oder so 
nicht korrekt. Planungsrechtlich – also im Bebauungsplan – können Verkehrsflächen besonderer Zweckbestim-
mung mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Parkfläche“ ausgewiesen werden, ein Ausschluss bestimmter Nut-
zungsgruppen für Stellplätze ist planungsrechtlich allerdings nicht möglich. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung zur Stellplatzanzahl wird Rechnung ge-
tragen. 
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Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB  

 
Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB nachfol-
gende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu 
entscheiden ist. 

 

B 1.01  Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 07.08.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.01: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.01 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind nicht betroffen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.08.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.01 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.02  Landesbetrieb Straßen NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Jülicher Ring 101-103, 53879 

Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 07.08.2018 
 

 
Beschlussentwurf zu B 1.02  
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.02 wie folgt zu entscheiden:  
 
Es bestehen seitens des Landesbetriebes Straßen NRW keine Bedenken.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.08.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.02 des Landesbetriebes Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.03  RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Godorfer Haupststraße 186, 50997 

Köln 
 
Hier: Schreiben vom 06.08.2018 
 

Beschlussentwurf zu B 1.03: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.03 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen. Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung aufgestellt. Aufgrund der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind im 
Zusammenhang mit den geplanten Nachverdichtungsmöglichkeiten auf Grundlage der Festsetzungen keine 
externen oder internen ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich.  
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.08.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.03 der RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft m. b. H. ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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B 1.04  AIRDATA AG, Dieselstraße 18, 70771 Leinfelden-Echterdingen 
Hier: Schreiben vom 03.08.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.04: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.04 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es werden seitens des Unternehmens keine Einwände gegen die vorliegende Planung vorgebracht. Mögliche 
Richtfunkstrecken des Unternehmens sind nicht betroffen. Der Anregung zur Herausnahme aus einer möglichen 
weiteren Trägerbeteiligung im Planverfahren wird Rechnung getragen. 
 
Das Unternehmen wird im Zuge von weiteren Beteiligungsverfahren im Rahmen des vorliegenden Plan-
verfahrens nicht erneut mit beteiligt. Die weiteren Stellungnahmen der mit Schreiben vom 03.08.2018 
eingegangenen Stellungnahme B 1.04 der Airdata AG werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.05  Tele Columbus Betriebs GmbH 
Hier: Schreiben vom 30.08.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.05: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 30.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.05 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen keine Bedenken. Anlagen von Kabelnetzbetreibern sind nicht betroffen. Die Erschließung des Plan-
gebiets wird zeitnah angestrebt. Unabhängig davon wird im Rahmen der technischen Ausbauplanung zur Er-
schließung eine separate Leitungsabfrage vorgenommen. 
 
Die Hinwiese über das Nichtvorhandensein von Anlagen von Kabelnetzbetreibern werden zur Kenntnis 
genommen. Über die mit Schreiben vom 30.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.05 der Tele Colum-
bus Betriebs GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.06  Handwerkskammer zu Köln, Stabsstelle-Kommunalpolitik, Heumarkt 12,50667 Köln 
Hier: Schreiben vom 27.08.2018 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.06: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 27.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.06 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Hinweis der Handwerkskammer zu Köln, dass die Umwandlung von Gewerbeflächen und Mischgebieten zu 
Wohnbauflächen nicht befürwortet wird, wird zur Kenntnis genommen. 
Die Fläche der ehemaligen Keramikfabrik befindet sich in einer Gemengelage, die vorwiegend durch angrenzen-
de Wohnnutzungen geprägt wird. Der bisherige Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“ setzt 
das Gebiet zwar in Teilen als Gewerbegebiet fest, Entwicklungsmöglichkeiten für eine gewerbliche Nachfolgenut-
zung sind an dieser Stelle aber durch die schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung nicht gegeben, d.h. im-
missionsschutzrechtlich gilt das Gebot der Rücksichtnahme. Zudem werden Rahmen des vom Rat der Stadt 
Rheinbach beschlossenen Integrierten Handlungskonzeptes „Masterplan Innenstadt“ die langfristigen städtebau-
lichen Zielvorstellungen für die ehemals gewerblich genutzten Flächen formuliert. Demnach sollen innerhalb 
dieser Flächen, die eines der Leitprojekte des Masterplanes darstellen, weitere Wohnbauflächen im Innenbereich 
bereitgestellt werden. Mit dem Planverfahren soll dieser übergeordneten Rahmenplanung Rechnung getragen 
werden. 
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Der Erhalt der Mischgebietsflächen an der Aachener Straße ist Zielsetzung der vorliegenden Bebauungsplanän-
derung. Daher wird in diesem Bereich an der Mischgebietsfestsetzung festgehalten.  
 
Die Anregungen der Handwerkskammer zur Berücksichtigung der gewerblichen und mischgebietstypi-
schen Nutzungen sowie die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.. Über die mit 
Schreiben vom 27.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.06 der Handwerkskammer ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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B 1.07  Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirtschaft einschl. anlagenbezogener Umweltschutz, 

Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln 
Hier: Schreiben vom 24.08.2018 
 

 
 
Beschlussvorschlag zu B 1.07 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 24.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.07 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen seitens des Dezernates 54 der Bezirksregierung keine Bedenken hinsichtlich der Belange des ge-
planten Wasserschutzgebiets Swisttal-Ludendorf / Heimerzheim, Wasserschutzzone III B, sofern der Anschluss 
der baulichen Anlagen an die örtliche Kanalisation erfolgt. Der Anschluss der baulichen Anlagen an die örtliche 
Kanalisation ist planungsrechtlich nicht festsetzbar, unabhängig davon jedoch planungsrechtlich gesichert. Die 
Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Rheinbach fordert hierzu generell den Anschluss von Grundstücken an 
die öffentliche Kanalisation und damit auch die Einleitung aller anfallenden Abwässer (Schmutz- und Nieder-
schlagswasser) in diese. Eine Befreiung vom geltenden Anschluss- und Benutzungszwang ist nur für Nieder-
schlagswasser auf Antrag möglich. In einem möglichen Antragsverfahren werden die besonderen Anforderungen 
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aufgrund der Lage im gepl. Wasserschutzgebiet geprüft. 
Aufgrund der geplanten Art der baulichen Nutzung ist von einer möglichen Gewässergefährdung in der Regel nur 
im Zusammenhang mit einer Heizöllagerung auszugehen. Um möglichen Beeinträchtigungen vorzubeugen, soll 
der im Entwurf des Bebauungsplans bereits enthaltene Hinweis im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans im 
Abschnitt C, Hinweise, Punkt 3, Gewässerschutz, ergänzt werden. Demnach soll aufgrund der Lage des Plange-
bietes in einer geplanten Wasserschutzzone die unterirdische Lagerung wassergefährdender (fester, flüssiger, 
löslicher) Stoffe generell ausgeschlossen sowie die oberirdische Lagerung wassergefährdender (fester, flüssiger 
und löslicher) Stoffe nur in Lagerbehältern und bis zu einem Gesamtvolumen aller Lagerbehälter in Summe bis 
maximal 20.000 I für zulässig erklärt werden. Zudem müssen Anlagen zur Lagerung wassergefährdender (fester, 
flüssiger und löslicher) Stoffe die Anforderungen an eine Lagerung im Wasserschutzgebiet erfüllen. 
 
Der bereits enthaltene Hinweis im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans im Abschnitt C, Hinweise, 
Punkt 3, Gewässerschutz, wird um die Unzulässigkeit der unterirdischen Lagerung wassergefährdender 
(fester, flüssiger, löslicher) Stoffe sowie um die Unzulässigkeit der oberirdischen Lagerung wasserge-
fährdender (fester, flüssiger und löslicher) Stoffe in mehr als 20.000 I fassenden Lagerbehältern ergänzt. 
Zudem wird zusätzlich auf die zu berücksichtigenden Anforderungen an Lagerbehälter mit bis zu 20.000 l 
innerhalb des Wasserschutzgebiets hingewiesen. Die sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 
24.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.07 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirt-
schaft einschl. anlagenbezogener Umweltschutz werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.08  LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 133, 53115 Bonn 
Hier: Schreiben vom 20.08.2018 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.08 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 20.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.08 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Rahmen der Erarbeitung des vorliegenden Entwurfs der Bebauungsplanänderung im Nachgang der frühzeiti-
gen Beteiligung wurde ein entsprechender Hinweis mit aufgenommen. ( Abschnitt C, Hinweise, Punkt 1. Boden-
denkmalpflege)  
 
Die Inhalte der mit Schreiben vom 20.08.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.08 des LVR-Amt für 
Bodendenkmalpflege im Rheinland werden im Rahmen der Erstellung des Entwurfes zum Bebauungs-
plan berücksichtigt. Dementsprechend wird in Form eines Hinweises auf den Umgang mit auftretenden 
archäologischen Funden und Befunden sowie auf die zu beachtenden gesetzlichen Vorschriften unter 
Abschnitt C, Hinweise, Punkt 1. Bodendenkmalpflege hingewiesen. Die sonstigen Darstellungen der Stel-
lungnahme werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.09 Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehrs – Integrierte Gesamtverkehrsplanung) 50667 Köln 
Hier: Schreiben vom 17.08.2018 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.09 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 17.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.09 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen seitens der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr - Integrierte Gesamtverkehrsplanung) 
keine Bedenken. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 17.08.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.09 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehr - Integrierte Gesamtverkehrspla-
nung), ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.10  RSAG AöR, 53719 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 14.08.2018 und 30.07.2019 
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Erweiterte Stellungnahme der RSAG aufgrund von Rückfragen der Verwaltung mit Schreiben vom 30.07.2019 im 
Nachgang der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange: 
 
 

  
 
 
 
Beschlussentwurf zu B 1.10 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.08.2018 und 30.07.2019 eingegangene 
Stellungnahmen, welche unter dem Punkt B 1.10 zusammengefasst wurden, wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen keine Bedenken. Die geplanten Verkehrsflächen sind für das Befahren mit Ver- und Entsorgungs-
fahrzeugen ausreichend dimensioniert. Die begleitende Eingrünung im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen 
und der öffentlichen Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung wird durch Festsetzungen von Pflanzgebo-
ten geregelt. Hierbei werden die entstehenden stadträumlichen Situationen sowie die verkehrlichen Belange mit 
berücksichtigt.    
 
Die Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.08.2018 und 
30.07.2019 eingegangenen Stellungnahmen der RSAG AöR, Siegburg, welche unter Punkt  B 1.10 zu-
sammengefasst wurden, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.11 Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund 
Hier: Schreiben vom 14.08.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.11 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.11 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen. Hinsichtlich der weiteren 
Versorgungsleitungen wurden die entsprechenden Unternehmen beteiligt. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.08.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.11 der Amprion GmbH, Dortmund ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.12  PLEdoc GmbH, Postfach 120255, 45312 Essen 
Hier: Schreiben vom 12.09.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.12 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.12 wie folgt zu entscheiden: 
 
 
Die in der Anlage dargestellte Leitung mit der laufenden Nummer 3/23/84, die ausgehend von der Keramikerstra-
ße ins Gebiet des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung führt, wird beachtet 
bzw. falls nicht mehr erforderlich zurückgebaut. Die erforderliche Abstandsfläche zur Leitung LNr. 3/23/9 in der 
Keramikerstraße wird berücksichtigt.  
 
Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist nicht vorgesehen. Eine weite-
re Abstimmung mit dem Unternehmen ist daher nicht erforderlich. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 12.09.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.12 der PLEdoc GmbH, Essen ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 
  

Seite 29 von 66 
 

Anlage 07



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramiker-
straße und Aachener Straße 
 
 
B 1.13 Polizeipräsidium Bonn, Direktion Verkehr / FüSt – Verkehrsplanung -, Königswinterer Straße 500, 

53227 Bonn-Ramersdorf 
Hier: Schreiben vom 14.09.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.13 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Entwurf der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Peppenhovener Straße“ sind zur Keramikerstraße hin 
verkehrsberuhigte Bereiche in Form eines „U“ geplant. Damit soll den städtebaulichen Zielvorstellungen im Plan-
gebiet (Mischfläche, überwiegende Aufenthaltsfunktion) entsprechend Rechnung getragen werden. Die Anbin-
dung zur Leberstraße ist als öffentliche Verkehrsfläche in Form einer Wohnstraße geplant. Der geplante ver-
kehrsberuhigte Bereich mit zwei Anbindungen an die Keramikerstraße hat eine Gesamtlänge von ca. 220 m und 
bleibt aufgrund der beiden Anbindungen nutzungsverträglich (Verhältnis Weg und Zeit), da im Gebiet nur Ziel- 
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und Quellverkehr zu erwarten ist. Die Vorgaben der RASt 06 werden – bei einer Teilung der Wegestrecke von 
220 m – berücksichtigt. 
 
Die Anregungen zur Gestaltung von verkehrsberuhigten Bereichen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen 
des Bauleitplanverfahrens soll eine genaue Aufteilung der Verkehrsflächen z.B. mit geschwindigkeitsdämpfenden 
Elementen vorgenommen werden. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und bei der Straßenausführungsplanung berücksichtigt. 
Über die mit Schreiben vom 14.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.14 des Polizeipräsidiums Bonn, 
Direktion Verkehr / FüSt – Verkehrsplanung, Bonn ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.14  Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Postfach 1551, 53705 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 11.09.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.14 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.14 wie folgt zu entscheiden: 
 
Zu: Landschaftsplan, Artenschutz 
Die Flächen im Plangebiet sind heute bereits vollständig baulich genutzt und zu einem großen Teil von einer 
ehemals gewerblich genutzten Bebauung eingenommen. Um Konflikte mit den Vorgaben des Bundesnatur-
schutzgesetztes (BNatSchG) zu vermeiden, wurde eine Artenschutzprüfung Stufe 1 durchgeführt. Da das Be-
triebsgelände fast vollständig versiegelt ist, ergeben sich stark eingeschränkte Lebensräume. Die unversiegelten 
Bereiche beschränken sich auf die kleinen Flächen der Vorgärten der Wohnbebauung und rückwärtige Gartenflä-
che in der Bestandsbebauung. 
 
Nach der durchgeführten Untersuchung ist nicht vollständig auszuschließen, dass sich insbesondere in den 
Wohngebäuden an der Keramikerstraße Nr. 7, 9 und 15 Zwergfledermäuse während der aktiven Phase im Som-
mer und während der Winterruhe aufhalten. Diese Gebäude sollten daher möglichst im Zeitraum von Mitte März 
bis Ende April oder Mittel August bis Ende Oktober abgebrochen werden. Zu diesem Zeitpunkt liegt weder eine 
Jungenaufzucht (Sommer) noch eine Winterruhe vor, so dass Fledermäuse bei Beginn der Abbrucharbeiten 
schadlos ausfliegen können. 
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Ist der Abbruch in diesen Zeiträumen nicht möglich, so sind im Mai und Juni Gebäudeuntersuchungen (Detektor, 
ggf. Endoskopie) während der Wochenstubenzeit der Fledermäuse durchzuführen. Auch im Hinblick auf Vogelar-
ten soll der Abbruch der Gebäude der ehemaligen Keramikfabrik möglichst außerhalb der Vogelbrutzeit durchge-
führt werden. Der Anregung wird durch eine dahingehende textliche Festsetzung im Bebauungsplans im Ab-
schnitt D, Hinweise Punkt 6 Rechnung getragen. 
 
Zu: Altlasten / Bodenschutz 
Die Angaben zum Altstandort werden berücksichtigt. Im Rahmen der angestrebten Umnutzung des ehemaligen 
Fabrikgeländes (Keramikfabrik) ist der Rückbau des gesamten Gebäudebestandes geplant. Für das Abbruchge-
nehmigungsverfahren wurde ein Rückbau- und Entsorgungskonzept mit Erfassung von nutzungs- und bau-
stoffgedingten Schadstoffen erstellt. Die Abbruchgenehmigung liegt inzwischen vor. Der Rückbau des gesamten 
Geländes erfolgt durch ein kompetentes Entsorgungsunternehmen unter fachgutachterlicher Begleitung. Die 
Abbruchmassen werden separiert und ordnungsgemäß entsorgt. Nach Abschluss der Rückbaumaßnahme wird 
über alle entsorgten Abfälle eine Abfallbilanz erstellt und der zuständigen Behörde als Bestandteil der Abschluss-
dokumentation vorgelegt.  
 
Die Darstellungen zur ordnungsgemäßen Entsorgung von Bodenverunreinigungen sowie das erforderliche An-
zeigeverfahren gegenüber dem Rhein-Sieg-Kreis vor Abfuhr einschließlich der Angabe der Entsorgungsstelle 
werden in die textlichen Festsetzungen im Abschnitt C, Hinweise, Punkt 2, Abfallwirtschaft / Bodenschutz aufge-
nommen. 
 
Der Hinweis zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht wird berücksichtigt. Ein dahingehender Hin-
weis wird in die textlichen Festsetzungen im Abschnitt C, Hinweise, Punkt 3, Altlasten aufgenommen. 
 
Zu: Grundwasserschutz 
Die Angaben bezüglich des Grundwasserschutzes werden berücksichtigt. Eine tiefbautechnische Planung ein-
schließlich wasserrechtlicher Erlaubnis wird durch die Investoren veranlasst. Ein dahingehender Hinweis wird in 
die textlichen Festsetzungen im Abschnitt C, Hinweise, Punkt 5, Grundwasserschutz aufgenommen. 
 
Zu: Geplantes Wasserschutzgebiet 
Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange im Bebauungsplanver-
fahren gem. § 4 (1) BauGB wurde die Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirtschaft um Stellungnahme 
beteiligt.  
 
Gemäß der Stellungnahme des Dezernates 54 - Wasserwirtschaft wird auf die derzeit fehlende Wasserschutzge-
bietsverordnung hingewiesen. Es bestehen jedoch keine Bedenken hinsichtlich der Belange des geplanten Was-
serschutzgebiets Swisttal-Ludendorf / Heimerzheim, Wasserschutzzone III B, sofern der Anschluss der baulichen 
Anlagen an die örtliche Kanalisation erfolgt. Der Anschluss der baulichen Anlagen an die örtliche Kanalisation ist 
planungsrechtlich nicht festsetzbar, unabhängig davon jedoch planungsrechtlich gesichert. Die Abwasserbeseiti-
gungssatzung der Stadt Rheinbach fordert hierzu generell den Anschluss von Grundstücken an die öffentliche 
Kanalisation und damit auch die Einleitung aller anfallenden Abwässer (Schmutz- und Niederschlagswasser) in 
diese.  
Zudem wurde darauf hingewiesen, dass für Baumaßnahmen entsprechende konkrete und verbindliche techni-
sche und organisatorische Maßnahmen zum vorbeugenden Gewässerschutz vorzusehen sind. Aufgrund der 
geplanten Art der baulichen Nutzung ist von einer möglichen Gewässergefährdung in der Regel nur im Zusam-
menhang mit einer Heizöllagerung auszugehen. Um möglichen Beeinträchtigungen vorzubeugen, soll der im 
Entwurf des Bebauungsplans bereits enthaltene Hinweis im textlichen Bestandteil des Bebauungsplans im Ab-
schnitt C, Hinweise, Punkt 3, Gewässerschutz, ergänzt werden. Demnach soll aufgrund der Lage des Plangebie-
tes in einer geplanten Wasserschutzzone die unterirdische Lagerung wassergefährdender (fester, flüssiger, lösli-
her) Stoffe generell ausgeschlossen sowie die oberirdische Lagerung wassergefährdender (fester, flüssiger und 
löslicher) Stoffe nur in Lagerbehältern und bis zu einem Gesamtvolumen aller Lagerbehälter in Summe bis maxi-
mal 20.000 I für zulässig erklärt werden. Zudem müssen Anlagen zur Lagerung wassergefährdender (fester, 
flüssiger und löslicher) Stoffe die Anforderungen an eine Lagerung im Wasserschutzgebiet erfüllen.  

Seite 35 von 66 
 

Anlage 07



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramiker-
straße und Aachener Straße 
 
 
Zu: Abfallwirtschaft 
Die Darstellungen zur ordnungsgemäßen Entsorgung von bauschutthaltigem oder organoleptisch auffälligem 
Bodenmaterial sowie das erforderliche Anzeigeverfahren gegenüber dem Rhein-Sieg-Kreis vor Abfuhr einschließ-
lich der Angabe der Entsorgungsstelle oder der Vorlage der wasserrechtlichen Erlaubnis werden in die textlichen 
Festsetzungen im Abschnitt C, Hinweise, Punkt 2, Abfallwirtschaft / Bodenschutz aufgenommen. Auf die vorste-
henden Ausführungen wird hingewiesen.  
 
Zu: Erneuerbare Energien 
Der Bebauungsplanänderung liegt, für den bisher gewerblich genutzten Innenbereich, ein Bebauungskonzept 
zugrunde, welches auch die Energieeffizienz berücksichtigt. Durch die gewählte Dachform (Flachdach) ist der 
Einsatz von Photovoltaikanlagen problemlos möglich. Mit den für Neubauten einzuhaltenden Vorschriften der 
derzeit anzuwendenden EnEV werden darüber hinaus auf der bauwerksbezogenen Ebene weitere Anforderun-
gen an die Energieeffizienz und den anteiligen Einsatz regenerativer Energien formuliert. Dem Belang zum Ein-
satz erneuerbarer Energien sowie zur energieeffizienten Ausrichtung möglicher Baumaßnahmen auf planungs-
rechtlicher Ebene wird dahingehend Rechnung getragen, als das im Abschnitt C, Hinweise, Punkt 10, Energie-
sparmaßnahmen aufgenommen wird.  
 
Zu: Mobilität 
Der positive Hinweis zum Mobilitätskonzept wird zur Kenntnis genommen. In der Begründung zum Bebauungs-
plan wird auf die sehr gute ÖPNV-Anbindung und auch die Möglichkeiten des Carsharings eingegangen. Trotz 
der guten Voraussetzungen wird für jede geplante Wohneinheit ein Tiefgaragenstellplatz vorgesehen.  
 
Der Anregung B 1.14 zur Aufnahme der in der ASP und der Begründung aufgeführten Vermeidungsmaß-
nahmen zum Artenschutz in die Festsetzungen aufzunehmen, wird  im Abschnitt A. Punkt 12 gefolgt. Die 
Hinweise zu Altlasten / Bodenschutz, Grundwasserschutz, Wasserschutzgebiet, Abfallwirtschaft, erneu-
erbare Energien und Mobilität werden zur Kenntnis genommen und weitgehend im Abschnitt C, Hinweise,  
aufgenommen. 
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B 1.15  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Hier: Schreiben vom 11.09.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.15 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.15 wie folgt zu entscheiden: 
 
Es bestehen seitens der Bundeswehr keine Bedenken. Einwände gegen die vorliegende Planung werden nicht 
vorgebracht. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.09.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.15 des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.16  e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 10.09.2018 
 

 
 
 
Beschlussentwurf zu B 1.16 
Der Rat der  Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.09.2018 eingegangene Stellungnahme 
B 1.16 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der Leitungsbestand innerhalb des Plangebiets bezieht sich auf bereits vorhandene Hausanschlüsse der Be-
standsbebauung. Diese bedürfen keiner gesonderten planungsrechtlichen Berücksichtigung im Sinne einer Fest-
setzung. Eingriffe im Bereich der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen sind nicht vorgesehen. Beeinträch-
tigungen des vorhandenen Leitungsbestandes durch mögliche Begrünungsmaßnahmen im öffentlichen Raum 
ergeben sich hierdurch nicht. 
 
Zum Schutz der zu errichtenden Ver- und Entsorgungsleitungen in den öffentlichen Verkehrsflächen, die im Be-
bauungsplan festgesetzt sind, sollen die in dieser Stellungnahme als kritisch angesehenen Baumarten Ahorn, 
Götterbaum, Rosskastanie, Pappel, Platane und Blauzeder nicht in die Pflanzliste aufgenommen werden. 
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Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt. Aufgrund 
der hierfür geltenden gesetzlichen Regelungen sind im Zusammenhang mit den geplanten innerörtlichen Nach-
verdichtungsmöglichkeiten keine externen oder internen ökologischen Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
 
Die als kritisch angesehenen Baumarten werden im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen nicht in die 
Pflanzliste aufgenommen. Die sonstigen Inhalte in der mit Schreiben vom 10.09.2018 eingegangenen 
Stellungnahme B 1.16 der e-regio GmbH & Co. KG, Euskirchen werden zur Kenntnis genommen.  

Seite 39 von 66 
 

Anlage 07



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramiker-
straße und Aachener Straße 
 
 
B 1.17 Telefónica Germany GmbH Co. OHG, Südwestpark 38, 90449 Nürnberg 
Hier: Schreiben vom 03.09.2018 
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Erweiterte Stellungnahme der Telefonica aufgrund von Rückfragen der Verwaltung mit Schreiben vom 
09.08.2019 im Nachgang der Frist zur frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentli-
cher Belange: 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.17 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.09.2018 und 09.08.2019 eingegangenen 
Stellungnahmen, welche unter B 1.17 zusammengefasst wurden, wie folgt zu entscheiden: 
 
Über das Plangebiet verlaufen in Ost-/Westrichtung die Richtfunktrassen 306554178 und 306557670. Die Pla-
nung sieht unterhalb der Trassen eine Wohnbebauung mit einer Gebäudehöhe von bis zu 13,40 m (185 m ü 
NHN) über der Oberkante der Fahrbahn vor. Die angestrebte Höhenentwicklung unterhalb der Trassen wurde mit 
der Telefónica GmbH & Co. OHG abgestimmt. Danach werden die Anlagen des Unternehmens von der vorlie-
genden Planung nicht betroffen.  
 
Um mögliche Beeinträchtigungen der Anlagen des Unternehmens durch die Aufstellung von z.B. Baukränen 
vorzubeugen, wird zum einem der Trassenverlauf nachrichtlich in die Planurkunde übernommen. Des Weiteren 
werden die Textlichen Festsetzungen im Abschnitt C Hinweise unter Nr. 11 um den Punkt Richtfunktrassen er-
gänzt. 
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Die mit Schreiben vom 03.09.2018 und 09.08.2019 eingegangenen Stellungnahmen, hier unter B 1.17 zu-
sammengefasst, werden dahingehend berücksichtigt, als dass die über das Gebiet verlaufenden Richt-
fundverbindungen nachrichtlich in die Planzeichnung übernommen. Um mögliche Beeinträchtigungen 
der Anlagen des Unternehmens durch die Aufstellung von z. B. Baukränen vorzubeugen wird im Ab-
schnitt C Hinweise auf die Richtfunktrasse hingewiesen.  
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B 1.18  Unitymedia NRW GmbH, Postfach 102028, 34020 Kassel 
Hier: Schreiben vom 03.09.2018 
 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.18 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.18 wie folgt zu entscheiden: 
 
Anlagen des Unternehmens sind durch die vorliegende Planung nicht betroffen. Das Unternehmen wird im Zuge 
der anstehenden Offenlage des Bebauungsplans Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung gem. § 
4 (2) BauGB weiterhin mit beteiligt.  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.09.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.18 der Unitymedia NRW GmbH, Kassel ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.19  Rheinbacher Seniorenforum e.V. 
Hier: Schreiben vom 05.09.2018 

 
 
 
Beschlussentwurf zu B 1.19 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.19 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Rahmen der geplanten baulichen Nachverdichtung soll ein Angebot an Wohnraum für möglichst alle Bevölke-
rungsschichten geschaffen werden.  Die Herstellung des Wohnungsangebotes erfolgt im Rahmen der gesetzli-
chen Rahmenbedingungen der Landesbauordnung, welche die barrierefreie Zugänglichkeit des Wohnraums 
fordert. Die hinzutretenden öffentlichen Verkehrsflächen im Innenbereich des Plangebiets sollen vorrangig in 
Form eines verkehrsberuhigten Bereiches mit niveaugleicher Herstellung der Oberflächen erfolgen. Die genaue 
Erschließungsplanung erfolgt im Nachgang an das Bauleitplanverfahren. Die Vorgaben zur technischen Herstel-
lung richten sich nach den Bestimmungen der anzuwendenden RASt 06. Insofern werden die Belange von Senio-
ren und behinderten Menschen in der Ausbauplanung mit berücksichtigt.  
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Die mit Schreiben vom 05.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.19 zur Berücksichtigung der Barrie-
refreiheit im öffentlichen Verkehrs- und Freiraum sowie die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. Über die mit Schreiben vom 05.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.19 des Rheinba-
cher Seniorenforums ist keine Beschlussfassung erforderlich.  
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B 1.20  Erftverband, Am Erftverband 6, 50126 Bergheim. 
Hier: Schreiben vom 18.09.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.20 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.20 wie folgt zu entscheiden: 
 
Leitungen, Messstellen und Anlagen des Erftverbandes sind nicht betroffen. Der Erftverband weist auf den § 44 
Landeswassergesetz sowie § 55 Wasserhaushaltsgesetz hin. Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein beste-
hendes innerstädtisches Quartier. Die überplanten Flächen sind derzeit bereits baulich genutzt, so dass keine 
Verpflichtung zur Versickerung, zur Verrieselung oder zur ortsnahen Einleitung von Niederschlagswasser in ein 
Gewässer gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 44 Landeswassergesetz (LWG) be-
steht, sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist. 
 
Dem ungeachtet bewirkt bereits die Festsetzung, dass Tiefgaragen mit mindestens 60 cm Erdreich bedeckt sein 
müssen, eine positive Wirkung auf die Versickerung und Verdunstung im Gebiet. Zusätzlich wird in die textlichen 
Festsetzungen aufgenommen, dass bei Flachdächern mindestens 50 % der Dachflächen zwingend extensiv zu 
begrünen und dauerhaft zu pflegen sind. Darüber hinaus wird im Bebauungsplan mittels Hinweis die Herstellung 
von Zisternen, Einstaudächern u. ä. empfohlen. Zudem wird die wasserdurchlässige Herstellung der privaten 
Erschließungsflächen festgesetzt. 
 
Das restliche anfallende Niederschlagswasser soll gemäß den Regelungen der städtischen Abwasserbeseiti-
gungssatzung der öffentlichen Kanalisation zugeführt werden. Die Entsorgung des anfallenden Regenwassers 
erfolgt dabei im Mischsystem mittels Einleitung in die vorhandene Mischwasserkanalisation in den umgebenden 
öffentlichen Verkehrsflächen. Die Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers ist ebenfalls über die Einleitung 
in die vorhandene Mischwasserkanalisation in den umgebenden öffentlichen Verkehrsflächen vorgesehen. Das 
Schmutz- und Regenwasser wird dabei in Weiterführung der Kläranlage Rheinbach zugeführt. Die vorhandene 
Kanalisation im öffentlichen Straßenraum ist für die anfallenden Mengen an verschmutzten und nicht verschmutz-
ten Abwässern ausreichend dimensioniert. Zudem ist festzustellen, dass der Anschluss der baulichen Anlagen an 
die örtliche Kanalisation planungsrechtlich nicht festsetzbar ist. Die Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt 
Rheinbach fordert jedoch generell den Anschluss von Grundstücken an die öffentliche Kanalisation und damit 
auch die Einleitung aller anfallenden Abwässer (Schmutz- und Niederschlagswasser) in diese.  
 
 
Die Anregungen der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Zugunsten der Verringerung des 
Oberflächenabflusses von anfallendem Niederschlagswasser wird die zwingende anteilige Herstellung 
von  Dachbegrünungen im Falle von Flachdächern in den textlichen Festsetzungen aufgenommen Dar-
über hinaus werden Festsetzungen zur wasserdurchlässigen Herstellung privater Erschließungsflächen 
aufgenommen. Zudem wird die Herstellung von Zisternen, Einstaudächern u. ä. empfohlen. Über die mit 
Schreiben vom 18.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.20 des Erftverbandes ist keine Beschluss-
fassung erforderlich.  
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B 1.21  NetCologne GmbH 
Hier: Schreiben vom 10.09.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.21 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.21 wie folgt zu entscheiden: 
 
Der aus dem Lageplan ersichtliche Leitungsbestand liegt innerhalb der öffentlichen  Verkehrsfläche bzw. bezieht 
sich auf bereits vorhandene Hausanschlüsse der Bestandsbebauung. Diese bedürfen keiner gesonderten pla-
nungsrechtlichen Berücksichtigung im Sinne einer Festsetzung. Der in der Abbildung eingezeichnete Verteiler-
kasten liegt nach erfolgter Nachfrage beim Unternehmen und vor-Ort-Sichtung in den öffentlichen Verkehrsflä-
chen und somit außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 10.09.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.21 der NetCologne GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.22 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Postfach1551 Siegburg, Amt 38.10 - Bevölkerungsschutz - 

Brand- 
schutzdienstelle - 

Hier: Schreiben vom 17.08.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.22 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 17.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.22 wie folgt zu entscheiden: 
 
Die Ausführungen zum vorbeugenden Brandschutz werden zur Kenntnis genommen. Alle öffentlichen Verkehrs-
flächen können von der Feuerwehr befahren werden. Bei der Planung der inneren Erschließung wird die Muster-
richtlinie „Flächen für die Feuerwehr“ berücksichtigt. Eine planungsrechtliche Festsetzung ist jedoch auf der Ebe-
ne des Bebauungsplans nicht möglich. Grundsätzlich sind die Belange der Feuerwehr (Brandschutz) im Rahmen 
der Baugenehmigungsplanung nachzuweisen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 17.08.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.22 des Rhein-Sieg-Kreises, der Landrat, Siegburg, Amt 38.10 - Bevölkerungsschutz - 
Brandschutzdienstelle - ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.23 Polizeipräsidium Bonn, Postfach 2838, 53108 Bonn 
Hier: Schreiben vom 14.09.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.23 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.23 wie folgt zu entscheiden: 
 
Bei der Neugestaltung des Plangebiets werden die Ergänzungen zu den Empfehlungen der Checkliste beachtet. 
Die Gebäude sowie deren äußere Erschließung werden nach den gesetzlichen Bestimmungen barrierefrei her-
gestellt. Der möglichen Einschränkung der Sichtbeziehungen durch ausufernde Vegetation wird mit verschiede-
nen Festsetzungen entgegengewirkt. Diese sind unter Abschnitt C „Örtliche Bauvorschriften“ Punkt 3. Einfriedun-
gen geregelt. Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und der öffentlichen Verkehrsflächen be-
sonderer Zweckbestimmung sind demnach in Form sichtdurchlässiger Materialien zusätzlich höhengleich inner-
halb der privaten Grundstücksflächen in Form von laubtragenden Hecken zu hinterpflanzen. Die maximal zuläs-
sige Höhe von Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen und der Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimung ist dabei jedoch auf 0,90 m begrenzt. Hierdurch soll ein Beitrag zur Wahrung der Sicherheit im 
öffentlichen Raum geleistet werden. Zusätzlich sind Anpflanzungen im Bereich der in der Planzeichnung einge-
tragenen Sichtdreiecke nur bis maximal 0,70 m über den angrenzenden Verkehrsflächen zulässig. Bestehende 
Bäume sind dort bis zu einer Höhe von 2,0 m aufzuasten. 
 
Die Art der Beleuchtung im öffentlichen Verkehrsraum kann gemäß den gesetzlichen Regelungen nicht auf der 
Ebene der Bauleitplanung festgesetzt werden. Im Rahmen der technischen Ausbauplanung im Anschluss an das 
Planverfahren erfolgt die Planung zur Art der Beleuchtung auf Grundlage der hierfür anzuwendenden techni-
schen Richtlinien.  
 
Einzelne Empfehlungen zum Schutz vor Einbruch an Hochbaumaßnahmen werden als Hinweis in den textlichen 
Festsetzungen unter Abschnitt D „Hinweise“ aufgenommen. Zusätzlich wird auf die kostenfreie Beratungsmög-
lichkeit durch die Polizei einschließlich der Rufnummer und der E-Mail Adresse hingewiesen. 
 
Einzelne Empfehlungen zu Maßnahmen zum Schutz vor Einbruch werden als Hinweis in den textlichen 
Festsetzungen, unter Abschnitt D „Hinweise“ aufgenommen. Die im Anhang befindliche Checkliste: „ 
Empfehlungen der städtebaulichen Kriminalprävention“ wird dem Bauordnungsamt der Stadt Rheinbach 
zur Verfügung gestellt. Die weiteren Inhalte der mit Schreiben vom 14.09.2018 eingegangenen Stellung-
nahme B 1.23 des Polizeipräsidiums Bonn werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.24 Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Postfach 300865, 40408 Düsseldorf 
Hier: Schreiben vom  07.05.2012 

 

 
Seite 64 von 66 

 

Anlage 07



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramiker-
straße und Aachener Straße 
 
 

 Seite 65 von 66 
 

Anlage 07



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB   
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“, 2. Änderung, Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramiker-
straße und Aachener Straße 
 
 
Beschlussentwurf zu B 1.24 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt über die mit Schreiben vom 07.05.2012 eingegangene Stellungnahme B 
1.24 wie folgt zu entscheiden: 

Die im Bebauungsplan, Stand frühzeitige Beteiligung, im textlichen Bestandteilt unter D. Hinweise Punkt 7 ange-
führten Hinweise zur Kampfmittelbeseitigung werden in der Weise angepasst, als das die Empfehlung einer geo-
physikalischen Untersuchung der zu überbauenden Fläche aufgenommen wird. Für Rückmeldungen wurde zu-
sätzlich das hierfür notwendige Aktenzeichen angegeben und das Merkblatt für die weitere Vorgehensweise 
angeführt. 
 
Der bereits im Vorentwurf des Bebauungsplans enthaltene Hinweis zu Kampfmitteln wird gemäß den 
Inhalten der mit Schreiben vom 07.05.2012 eingegangene Stellungnahme B 1.24 der Bezirksregierung 
Düsseldorf Stellungnahme  angepasst.   
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Bebauungsplan Rheinbach Nr. 4 „Peppenhovener Straße“ II. Änderung 
Bereich Leberstraße, Kettelerstraße, Keramikerstraße und Aachener Straße 
unter Anwendung des § 13 a Baugesetzbuch 
 
Frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
hier: Behörden und Träger öffentliche Belange, die keine Stellungnahmen abgegeben haben 
 

AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH 

 
Abteilung 6 Bergbau und Energie NRW 
 

RWE Power Aktiengesellschaft 

Rhein. Amt für Denkmalpflege 

Kreishandwerkerschaft Bonn/Rhein-Sieg 

Industrie- und Handelskammer 

Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Kreis Euskirchen e.V. 

Kath. Kirchengemeinde St. Martin 

Evangelische Kirchengemeinde  

Landesbüro der Naturschutzverbände 

Naturschutz Rheinbach-Voreifel e.V. 

BUND-Ortsguppe Rheinbach 

 
NABU Kreisgruppe Bonn e.V. 
Naturschutzstation Swisttal 
 

Zweckverband Naturpark Rheinland 
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Malteser Hilfsdienst 

 
Deutsche Bahn AG  
Geschäftsbereich Netz  Niederlassung West 
 
 
DB Services Immobilien GmbH  
Niederlassung Köln, Liegenschaftsmanagement 
 

Regionalverkehr Köln GmbH 

 
Bezirksregierung Düsseldorf  
Derzenat 26 – Luftverkehr 
 

Verkehrsverbund Rhein-Sieg 

 
Deutsche Telekom  
Netzproduktion GmbH, 
TI NL West, PTI 24 
 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
T NL West, PTI 24 
 

ALIZ West GmbH & CoKG 

RWE Deutschland AG  
Regionalzentrum Westliches Rheinland 

 
Westnetz GmbH 
DRW-S-LK-TM 
 

Vodafone – D2 GmbH 

 
E-Plus Mobilfunk GmbH & Co.KG 
 
 
Gemeinde Swisttal 
 
 
Stadt Meckenheim 
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unter Anwendung des § 13 a Baugesetzbuch 
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hier: Behörden und Träger öffentliche Belange, die keine Stellungnahmen abgegeben haben 
 
 
Stadt Euskirchen 
 

Stadt Bad Münstereifel 

 
Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr 
 

Stadtverwaltung Bonn 

 
Gemeindeverwaltung Alfter 
 

Justizvollzugsanstalt  

 
Bezirksregierung Köln 
Dez. 35.2 
 
 
Sozialverband VdK 
Ortsverband Rheinbach 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dez. 33 
Ländliche Entwicklung, Bodenordnung 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dez. 52 
Abfallwirtschaft und Bodenschutz –einschl. anlagenbezogener Umweltschutz 
 
 
Bezirksregierung Köln 
Dez. 53 
Immissions- einsch. anlagenbezogener Umweltschutz 
 
 
Nahverkehr Rheinland GmbH 
 
 
Bundesnetzagentur 
 
 
Wilhelm Simons 
Wasser- und Bodenverband Rheinbach 
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	Beschlussentwurf zu B 1.06:
	Die Anregungen der Handwerkskammer zur Berücksichtigung der gewerblichen und mischgebietstypischen Nutzungen sowie die weiteren Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.. Über die mit Schreiben vom 27.08.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.06 der Han...

	B 1.07  Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirtschaft einschl. anlagenbezogener Umweltschutz, Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln
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	B 1.09 Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 (Verkehrs – Integrierte Gesamtverkehrsplanung) 50667 Köln
	Hier: Schreiben vom 17.08.2018
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	Beschlussentwurf zu B 1.15
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	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.15 des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich.
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	Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.09.2018 eingegangene Stellungnahme B 1.18 der Unitymedia NRW GmbH, Kassel ist keine Beschlussfassung erforderlich.
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	B 1.21  NetCologne GmbH
	Hier: Schreiben vom 10.09.2018
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